
Eine Woche nach der Entscheidung der britischen Bevölke-
rung für den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der 
Europäischen Union bleibt das Schlachtengeheul der Brexit-
BefürworterInnen erstaunlich gedämpft. Schien es ihnen 
vor dem Referendum nicht schnell genug gehen zu können 
mit dem Ausstieg aus dem europäischen Staatenverbund, 
halten sie sich jetzt auffällig zurück; vielmehr betonen Boris 
Johnson und Co. plötzlich die Vorzüge von Freihandel, Frei-
zügigkeit und gemeinsamer Außen- und Sicherheitspolitik – 
und versprechen der verunsicherten Bevölkerung, dass die 
Vorteile erhalten blieben und sich das Königreich lediglich 
der Nachteile der EU-Mitgliedschaft entledigen werde. 

In Brüssel dagegen formulieren die Repräsentantinnen 
und Repräsentanten des vereinigten Europas Forderungen 
nach einem harten Schnitt und schnellen Austritt Groß-
britanniens. Manche dürften darauf hoffen, dass etwa die 
Wiedereinführung von Zöllen der britischen Wirtschaft 
schadet. Bereits jetzt dürfte diese unter dem Brexit-Votum 
leiden; der Einbruch der Kapitalzuflüsse hat zu schlechteren 
Finanzierungskonditionen für Unternehmen, den Staat und 
auch die privaten Haushalte geführt. Grund zur Freude soll-
te das freilich nicht sein: Auch für die übrigen europäischen 
Volkswirtschaften dürfte die Entscheidung vom vergange-
nen Donnerstag mit erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen 
bereits in der kurzen Frist einhergehen. Großbritannien ist 
– nach den USA und Frankreich – der drittwichtigste Export-
markt für deutsche Unternehmen; da die britische Wirtschaft 
als Nachfrager nach unseren Produkten ausfällt, weil im der-
zeitigen Umfeld keiner mehr auf der Insel investieren will, 
werden die Ausfuhren spürbar schwächer expandieren und, 
indirekte Effekte außen vor lassend, die deutsche Wirtschaft 
im kommenden Jahr wohl um einen halben Prozentpunkt 
weniger wachsen.

Vor diesem Hintergrund ist die Forderung an London 
durchaus angemessen, den Verhandlungsbeginn nicht zu 

verzögern, sondern die hohe Unsicherheit alsbald zu beseiti-
gen. In den Verhandlungen über den Austritt sollte Brüssel 
sich nicht zu nachgiebig zeigen, denn auch das nimmt den 
Europa-Gegnern in anderen Mitgliedsländern den Wind 
aus den Segeln. Am Vereinigten Königreich ein Exempel 
zu statuieren, wird freilich dennoch schwierig: Es fällt nicht 
leicht, Politikbereiche zu identifizieren, deren Entzug für 
Großbritannien schmerzlich, für den Rest der Union aber 
von geringer Bedeutung wäre. 

Die EU ist eben kein Tennisclub, dessen Trainingsplätze nach 
Aufgabe der Mitgliedschaft nicht mehr benutzt werden dür-
fen (und die dann für andere Clubmitglieder frei werden). 
Vielmehr beruht die Union auf gemeinsamen Interessen: 
Von Freihandel und Freizügigkeit profitieren alle Mitglieds-
länder, die Wiedereinführung von Zollschranken gegenüber 
Großbritannien wird den Rest der EU ebenso treffen wie 
das Vereinigte Königreich. Eine gute Verhandlungsposition 
hat die Europäische Union wohl vor allem im Bereich der 
Finanzmarktintegration, deren Aufgabe aus britischer Sicht 
besonders schmerzlich sein dürfte; aber selbst bei diesem 
Thema sind die Kosten für die verbleibenden Mitgliedslän-
der nicht zu vernachlässigen.

Allerdings sollten die Brexit-Befürworter bei der britischen 
Bevölkerung keine falschen Hoffnungen wecken: Die Vorstel-
lung, Großbritannien könne sich die Vorzüge der europäi-
schen Integration erhalten und nur die Nachteile beseitigen, 
führt in die Irre. So kann Freihandel ohne eine Harmoni-
sierung von technischen Normen und Produktzulassungen 
nicht funktionieren; die vielgescholtenen EU-Bananen und 
Gurken würden den Briten wohl erhalten bleiben, wenn sie 
weiter vom Freihandel in Europa profitieren wollen. Gleiches 
gilt für eine abgestimmte Einwanderungspolitik, die er-
forderlich ist, falls für britische Bürgerinnen und Bürger die 
Personenfreizügigkeit und Niederlassungsfreiheit innerhalb 
Europas Bestand haben soll.
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